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entgelte gegenüber dem bestätigten Plan sind in der 
monatliche Finanzberichterstattung besonders auszu­
weisen.

§ 6
Finanzierung der Zuschläge

(1) Die von den Betrieben zu zahlenden Zuschläge 
zum Lohn, die Sonderzuschläge, die staatlichen Kinder­
zuschläge und die Ehegattenzuschläge sind 1958 nicht 
Bestandteil der Lohnkosten und damit der Selbstkosten 
bzw. der Zirkulationskosten.

(2) a) Die Zahlung der Zuschläge zum Lohn und der
Sonderzuschläge an Arbeiter und Angestellte er­
folgt bei den Gewinnbetrieben zu Lasten der an 
den Staatshaushalt abzuführenden Gewinne. Die 
Buchung erfolgt bei der zentralgeleiteten volks­
eigenen Industrie auf Konto 9317. (Die übrigen 
zentralgeleiteten volkseigenen Betriebe, die Be­
triebe der örtlichen volkseigenen Wirtschaft und 
die nettogeplanten Betriebe der Kommunalwirt­
schaft verwenden die entsprechenden Konten 
ihres Kontenrahmens.)

b) Bei Betrieben der volkseigenen Wirtschaft, die 
planmäßig Stützungen erhalten, werden die 
monatlich an sie auszureichenden Stützungen um 
die zu zahlenden Zuschläge zum Lohn und die 
Sonderzuschläge erhöht. Die Buchung erfolgt bei 
diesen Betrieben der zentralgeleiteten volkseige­
nen Industrie auf Konto 932. (Die übrigen zentral­
geleiteten volkseigenen Betriebe, die Betriebe der 
örtlichen volkseigenen Wirtschaft und die netto­
geplanten Betriebe der Kommunalwirtschaft ver­
wenden die entsprechenden Konten ihres Konten­
rahmens.)

c) Die Zahlung und Finanzierung der Zuschläge 
entsprechend Buchstaben a und b erfolgt durch 
die Betriebe an alle Beschäftigten, die in ihrem 
Arbeitskräfteplan enthalten sind, also z. B. auch 
für Arbeiter und Angestellte in den betrieblichen 
Forschungsstellen, für Beschäftigte, die Standar­
disierungsarbeiten durchführen, für Arbeiter und 
Angestellte in den Einrichtungen der Arbeiter­
versorgung und der Berufsausbildung.
Die Betriebe zahlen die Zuschläge zum Lohn und 
die Sonderzuschläge jedoch nicht:
ca) für die Beschäftigten, deren Löhne und Ge­

hälter (persönliche Kosten) nach der Anord­
nung vom 4. Januar 1956 über die Finanzie­
rung der betrieblichen Kultur-, Sozial-, Ge- 
sundheits-, Ausbildungs- und sonstigen Ein­
richtungen und Zwecke (sonstige produk­
tionsbedingte Abteilungen) aus dem Haushalt 
des zuständigen örtlichen Organs zu zahlen 
6ind (z. B. medizinisches Personal, Pflege­
personal, Erzieher, Helfer). Die Zuschläge 
für diese Beschäftigten werden ebenfalls von 
den zuständigen örtlichen Organen ausge­
zahlt.

cb) Soweit nach der in Buchstabe a) genannten 
Anordnung die Zahlung der Löhne und Ge­
hälter einschl. der Sozialversicherungsbeiträge 
(persönliche Kosten) für die Funktionäre der 
Parteien und Massenorganisationen nicht von 
den Betrieben, sondern von den Organisatio­
nen vorgenommen wird, sind die Zuschläge 
ebenfalls von diesen Organisationen auszu­
zahlen.

d) Grundsätze der Berichterstattung 'über die von 
den Betrieben gezahlten Zuschläge zum Lohn und 
die Sonderzuschläge werden gesondert geregelt.

(3) Die staatlichen Kinderzuschläge und Ehegatten-. 
Zuschläge, die von den Betrieben an ihre Arbeiter und 
Angestellten zu zahlen sind, werden vom Rat des Krei­
ses erstattet. Die Erstattung erfolgt durch Verrechnung 
mit den monatlich zu zahlenden Sozialversicherungsbei­
trägen (einschl. der zu zahlenden Unfallumlage). Bei 
der Verrechnung sind die Bestimmungen der Anord­
nung vom 28. Mai 1958 über die Finanzierung des staat­
lichen Kinderzuschlages und des Ehegattenzuschlages 
(GBl. I S. 461) zu beachten. Die Buchung dieser Zu­

schläge erfolgt bei den Betrieben der zentralgeleiteten 
volkseigenen Industrie wie die Buchung der Barleistun­
gen für die Sozialversicherung. Sofern die Betriebe 
•keine Barleistungen auszahlen und buchen, ist das 
Konto 9612 zu benutzen. (Die übrigen zentralgeleiteten 
volkseigenen Betriebe, die Betriebe der örtlich gelei­
teten volkseigenen Wirtschaft und die Betriebe der 
nettogeplanten Kommunalwirtschaft verwenden die ent­
sprechenden Konten ihres Kontenrahmens). Für die 
Zahlung der staatlichen Kinderzuschläge und der Ehe­
gattenzuschläge sind die Bestimmungen des Abs. 2 
Buchstaben ca und cb gleichermaßen anzuwenden.

(4) Die Zuführungen zum Betriebsprämienfonds sowie 
zum Kultur- und Sozialfonds erfolgen nur auf der 
Grundlage der geplanten Lohnsumme zuzüglich der Be­
richtigungen durch Lohnerhöhungen, Erhöhung der 
Meistergehälter und der Lehrlingsentgelte gemäß § 2 
Abs. 1 Buchstaben b bis e. Die von den Betrieben zu 
zahlenden Zuschläge zum Lohn, die Sonderzuschläge, die 
staatlichen Kinderzuschläge und die Enegattenzuschläge 
führen in keinem Fall zur Erhöhung der geplanten 
Lohnsumme und sind damit auch nicht Berechnungs­
basis für die Zuführungen zum Betriebsprämienfonds 
sowie Kultur- und Sozialfonds. Zusätzliche Zuführungen 
zum Kultur- und Sozialfonds können nur gemäß § 8 
Absätze 1 bis 3 erfolgen.

§7
Finanzierung der sonstigen produktionsbedingten 

Abteilungen
Bei der Finanzierung der betrieblichen Kultur-, So­

zial-, Gesundheits-, Ausbildungs- und sonstigen Ein­
richtungen und Zwecke (sonstige produktionsbedingte 
Abteilungen) werden Mehrkosten, die infolge des Ge­
setzes über die Abschaffung der Lebensmittelkarten 
und der dazu ergangenen Bestimmungen entstehen, wie 
folgt behandelt:

(1) Die Zuschläge, die von den Betrieben gemäß § 6 
zu zahlen sind, werden grundsätzlich vom Rat des 
Kreises erstattet oder von den an den Staatshaushalt 
abzuführenden Gewinnen abgesetzt bzw. bei der Zu­
führung der Stützungen berücksichtigt. Eine Änderung 
in der Finanzierung der sonstigen produktionsbeding­
ten Abteilungen tritt dadurch nicht ein.

(2) Die Finanzierung der Mehrkosten nach § 2 Abs. 1 
Buchstaben b bis e (persönliche Kosten) wird für die 
Beschäftigten in den sonstigen produktionsbedingten. 
Abteilungen aus den gleichen Quellen vorgenommen, 
wie sie in der Anordnung vom 4. Januar 1956 über die 
Finanzierung dieser Einrichtungen vorgeschrieb'en sind.

(3) Mehrkosten, die durch die veränderten Preise für 
die Verpflegung entstehen, werden bis zu den in der 
Anlage zur Verordnung vom 28. Mai 1958 über die 
Gemeinschaftsverpflegung (GBl. I S. 425) festgelegten 
Erhöhungbeträgen je tatsächlich ausgegebener Por­
tion bzw. je Teilnehmer aus dem Kultur- und Sozial­
fonds finanziert, soweit nicht
a) nach den Grundsätzen der genannten Verordnung 

eine teilweise oder völlige Erstattung durch die Be­
legschaft der Betriebe bzw. durch andere Personen 
erfolgt oder

b) die Zuschüsse der gesellschaftlichen Organisationen 
oder die Zuweisungen aus dem örtlichen Haushalt 
(sofern nach der Anordnung vom 4. Januar 1956 eine 
Finanzierung aus diesen Quellen vorgesehen ist) er­
höht werden.

(4) Folgende Besonderheiten zu den Absätzen 1 bis 3 
sind zu beachten:
a) Berufsausbildung und Verpflegung in Lehrlings­

wohnheimen.
Die Finanzierung der Mehrkosten nach § 2 Abs. 1 
Buchstaben b bis e (Löhne, Gehälter und Lehrlings­
entgelte) erfolgt durch Erhöhung der Zuschüsse des 
für die Finanzierung dieser Einrichtungen zuständi­
gen Organs der staatlichen Verwaltung. Die Mehr­
kosten für Verpflegung in Lehrlingswohnheimen sind 
durch Erhöhung der Teilnehmerpreise zu finan­
zieren.


